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Europa vor der Wahl

DIE ORGANE DER EUROPÄISCHEN UNION

Europäisches 
Parlament

751 Abgeordnete aus den  

28 Mitgliedsländern

EU­Kommission
28 Kommissare (ein unabhängiger 

Kommissar je Mitgliedsland)

Europäischer Rat
28 Staats- und Regierungschefs, 

Präsident des Europäischen Rates, 

Präsident der Kommission und 

(beratend) Hoher Vertreter der Union 

für Außen- und Sicherheitspolitik

Rat der EU 
(Ministerrat)

 je nach Thema Fachminister aus den 

28 Mitgliedsländern  

(z.  B. Außen- oder Agrarminister)

beschließen gemeinsam  
Gesetze und EU­Haushalt

bestätigt, kontrolliert, 
fordert zum Rücktritt auf, 
stellt Misstrauensantrag

EU­Bürgerinnen und EU­Bürger

Gesetzesinitiativen  
per Bürgerbegehren

wählen direkt

schlägt Gesetze vor

strittige Beschlüsse 

schlägt Gesetze vor

gibt allgemeine  
poli tische Richtung vor

Rat der Europäischen Union (Ministerrat)
Das wichtigste Entscheidungsorgan der EU. Er besteht aus den  

Ministern der Mitgliedsstaaten. Dabei kommen je nach Thema 

unterschiedliche Ressorts zusammen. Der Rat kann mit dem 

Parlament Gesetze erlassen und ist Teil der Legislative.

Europäischer Rat
Zusammenkunft der Staats- und Regierungschefs sowie des  

Kommissionspräsidenten. Die Mitglieder bestimmen die Politik in 

den Einzelstaaten und geben in der EU die politische Richtung vor. 

Sie entscheiden auch über Themen, zu denen der Rat der Europäi-

schen Union keine Einigung erzielen konnte. Der Europäische Rat hat 

einen ständigen Präsidenten, der kein nationales Amt ausüben darf.

EU­Kommission
Im politischen System der EU das ausführende Organ (Exekutive)  

und zuständig für die Umsetzung der Beschlüsse von Ministerrat und 

Parlament. Außerdem schlägt die Kommission Rechtsvorschriften, 

politische Maßnahmen und Programme vor. Jeder Mitgliedsstaat ent-

sendet einen Kommissar, von denen einer als Präsident/Präsidentin 

die Kommission leitet. Sie wird alle fünf Jahre binnen sechs Monaten 

nach der Wahl neu besetzt.

Europäisches Parlament
Im politischen System der EU das gesetzgebende Organ (Legislative). 

Seit 1979 wird es alle fünf Jahre von den Bürgern der EU gewählt. 

Seit seiner Gründung im Jahr 1952 wurden seine Kompetenzen 

mehrmals erweitert. Dem EU-Parlament gehören 751 Abgeordnete 

aus den 28 Mitgliedsstaaten an.

Weitere Organe und  
Einrichtungen der EU (Auswahl)

Europäischer Gerichtshof (EuGH)
Im politischen System der EU das recht-

sprechende Organ (Judikative). Der EuGH  

wacht über Verträge und gewährleistet, dass 

europäisches Recht einheitlich ausgelegt wird. 

Europäischer Rechnungshof
Er überprüft die Rechtmäßigkeit aller  

Einnahmen und Ausgaben der EU-Institutionen.  

Er wacht darüber, dass die EU ihre Gelder  

nach den Regeln der Wirtschaftlichkeit für  

die vorgesehenen Zwecke verwendet.

Europäische Zentralbank
Sie verwaltet den Euro und ist für die Gestaltung 

und Durchführung der Wirtschafts- und 

Währungspolitik zuständig. Ihr wichtigstes Ziel 

ist Preisstabilität, um das Wirtschaftswachstum 

und die Schaffung von Arbeitsplätzen zu 

unterstützen.

 

 Quelle: Bundeszentrale für politische Bildung 
 Umsetzung: G+G (Gesundheit und Gesellschaft)

Eine kurze Geschichte der Europäischen Union
Die Anfänge der EU reichen zurück in die 1950er-Jahre.  

Mit den Römischen Verträgen gründeten zunächst sechs 

Staaten – Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, 

Luxemburg und die Niederlande – im Jahr 1957 die 

Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG).  

Die ökonomische Verflechtung dieser Staaten sollte 

militärische Konflikte verhindern. Der größere Markt  

sollte das Wirtschaftswachstum beschleunigen und  

den Wohlstand der Bürger steigern. 

In den folgenden Jahrzehnten traten weitere Staaten  

der EWG (später Europäische Union) bei: 

1972: Dänemark, Großbritannien, Irland

1979: Griechenland 

1985: Spanien, Portugal  

1994: Finnland, Österreich, Schweden 

2003: Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen,  

Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn, Zypern 

2005: Bulgarien, Rumänien

2013: Kroatien

Durch den Vertrag von Maastricht (1992) wurde 1993  

die EU begründet. Der dadurch entstandene gemeinsame 

EU-Binnenmarkt beruht auf den vier Grundfreiheiten. 

Diese umfassen den freien Verkehr von Personen,  

Waren, Dienstleistungen und Kapital.

Mehrere Reformverträge, zuletzt der Vertrag von Lissabon, 

bauten die Zuständigkeiten der EU aus, die sich längst  

auch auf nichtwirtschaftliche Bereiche erstrecken. Dabei 

wurden die politischen Entscheidungsprozesse 

stärker demokratisch verankert, vor allem 

durch die Stärkung des Europäischen 

Parlaments. 

1999 trat die Wirtschafts­ und 

Währungsunion in Kraft.  

Die gemeinsame Währung Euro 

wurde zunächst im bargeldlosen 

Zahlungsverkehr eingeführt.  

Seit dem 1. Januar 2002 ist der 

Euro das alleinige gesetzliche Zahlungsmittel  

in 19 der derzeit 28 Mitgliedstaaten. 

Belgien  Bulgarien  Dänemark  Deutschland  
Estland  Finnland  Frankreich  Griechenland 
Großbritannien  Italien  Irland  Kroatien  
Lettland  Litauen  Luxemburg  Malta  
Niederlande  Österreich  Polen  Portugal  
Rumänien  Schweden  Slowakei  Slowenien 
Spanien  Tschechien  Ungarn  Zypern

Wahl zum Europäischen Parlament  

am 26. Mai 2019

Wissenswertes rund um die EU

Standpunkte aus fünf Fraktionen


